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Bilderrätsel
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LinksBlick

 Kreisverband und Kreistagsfraktion Teltow-Fläming

Teltow-Fläming im Bild
Jede Ausgabe unserer Zeitung hat ein
neues Bild aus Teltow-Fläming. Wer er-
kennt den Ort der Aufnahme?

Auflösung des Bilderrätsels der

letzten Ausgabe  Seite 2

Zitiert ...

Bloßes Lob des Friedens ist

leicht, aber uneffektiv. Was ge-

braucht wird, ist aktive Beteili-

gung im Kampf gegen den Krieg

und jede Angelegenheit, die zu

ihm führt. Töten im Kriege ist für

meine Auffassung um nichts bes-

ser als gewöhnlicher Mord.

Albert Einstein (1879-1955)

Die Partei DIE LINKE führt seit
Herbst des vergangenen Jahres eine
bundesweite Kampagne unter dem
Titel „Gute Arbeit – Gute Löhne – Gute
Rente“ durch. Alle Mitglieder und
SympathisantInnen sind aufgefordert,
sich in diesen Diskurs und die daraus
folgenden Aktionen einzubringen.
Worum geht es, warum eine linke
Rentenkampagne?

DIE LINKE  fordert einen grundle-
genden Kurswechsel in der Renten-
politik. Die gesetzliche Rente muss
wieder zum Zentrum der Alterssiche-
rungspolitik werden und den Lebens-
standard im Alter sichern. Menschen
mit einem durchschnittlichen Einkom-
men müssen wieder Renten erhalten,
die einen deutlichen Abstand zur
Grundsicherung aufweisen. Dazu
müssen sämtliche Kürzungen aus der
Rentenformel gestrichen werden.

Die Anhebung des Renteneintritts-
alters auf über 67 Jahre lehnen wir
ab, weil sie für die meisten zu hohen
Abschlägen führen wird und deswe-
gen nichts außer einer weiteren Kür-
zung der Renten bewirkt. Stattdessen
wollen wir flexible Übergänge in die
Rente vor dem 65. Lebensjahr ermög-
lichen. Dafür kämen geförderte
Altersteilzeitmodelle wie auch der er-
leichterte Zugang zu Erwerbsmin-
derungsrenten ohne Abschläge in Fra-
ge. Die gesetzliche Rente soll in
Zukunft alle Erwerbstätigen erfassen.

Auch Selbstständige, Beamte und
PolitikerInnen sollen in sie einzahlen.
Die Beitragsbemessungsgrenze wollen
wir aufheben. Dadurch wird mehr Geld
in die Rentenkasse eingezahlt, das dann
gerechter verteilt werden kann. Dieser
Solidarausgleich soll erweitert werden,
damit Phasen der Erwerbslosigkeit oder
Kinderbetreuung und niedrige Löhne
nicht in die Altersarmut führen. Insbe-
sondere sollen für Arbeitslosengeld-II-
Beziehende höhere Beiträge zur Ren-
tenkasse geleistet und die
Rentenansprüche von Geringverdien-
enden aufgewertet werden. Ungerech-
te Berechnungsgrundlagen in der Ren-
te zwischen Ost und West müssen 20
Jahre nach der deutschen Einheit end-
lich beseitigt werden. Kein Mensch soll
im Alter weniger als 800 Euro aus der
Rente oder Grundsicherung haben. All
dies muss von einer Politik für gute
Arbeit und gute Löhne flankiert wer-
den.

Mit diesen Forderungen und Vor-
schlägen müssen wir auf die Straße; an
Informationsständen, in Versammlungen
und Veranstaltungen müssen wir die
Bürgerinnen und Bürger erreichen.
Gerade jetzt. Gerade in den Wahlkämp-
fen. Weitere Informationen erhalten Sie
in Ihrer Geschäftsstelle der LINKEN,
bei den örtlichen Fraktionen und zen-
tral unter der Internetadresse:
www.die-rente-die-linke.de

Gute Arbeit –  Löhne – Rente

Roland Scharp, Blankenfelde
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Das Volksbegehren „Keine neuen Ta-
gebaue“ ist beendet. Wir möchten al-
len danken, die das Volksbegehren
unterschrieben haben, den zahllosen
ehrenamtlichen Aktiven und den Spen-
dern. Die vielfältigen Aktionen der
Kampagne haben in den letzten vier
Monaten bewiesen, dass man gemein-
sam viel erreichen kann.

Fast zwei Drittel der Brandenburge-
rinnen und Brandenburger teilen das
Anliegen des Volksbegehrens, aber es
sind zu wenige von ihnen in die Mel-
deämter gegangen und haben dort ihre
Position amtlich bekundet. Die Chan-
ce des Volksbegehrens ist vorüber, die
Aufgabe jedoch bleibt.

Unser Ziel, den Volksentscheid, ha-
ben wir leider verfehlt. Dennoch ist das
Volksbegehren auch ein Erfolg für uns
und für den Umweltschutz in Branden-
burg! Zehntausende Menschen haben
sich mit ihrer Unterschrift für die
Umwelt eingesetzt. Hunderttausende
sind durch das Volksbegehren für die
Probleme des Braunkohletagebaus und
der Braunkohleverstromung sensibili-
siert worden. Noch nie wurde so in-
tensiv, so häufig und so kritisch über
das Thema geschrieben und diskutiert.
Viele Brandenburger haben sich zum
ersten Mal überhaupt damit auseinan-
dergesetzt. Zahllose Kontakte und
Netzwerke sind während des Volks-
begehrens zustande gekommen und

Nach dem Volksbegehren nicht die Hände in den
Schoß legen

bestehen weiter. Allein deswegen ha-
ben sich das Engagement und der Ein-
satz in jedem Fall gelohnt, denn der
Kampf für den Umweltschutz endet
nicht mit dem Volksbegehren.

Nahezu zwei Drittel der Branden-
burgerinnen und Brandenburger befür-
worten – und das schon über Jahre –
den mittelfristigen, manche von ihnen
sogar den sofortigen Ausstieg aus der
Braunkohleverstromung.

Landesregierung und Kohlewirt-
schaft hingegen setzen weiter auf die
unbefristete Nutzung der Braunkohle
zur Energieerzeugung – wenn auch
unter der Voraussetzung, dass die Koh-
lendioxid-Abscheidung gelingt.

DIE LINKE in Brandenburg hat sich
angesichts dessen schon seit längerem
für einen Energiedialog im Land ein-
gesetzt und die Volksinitiative bzw. das
Volksbegehren stets als wichtigen Teil
dieses Dialogs angesehen. Ziel ist eine
Energiepolitik, die Versorgungs-
sicherheit,  Wirtschaftlichkeit, effizien-
te Energiebereitstellung sowie -nut-
zung und günstige Preise mit
Klimaschutz, Bewahrung  der Heimat
und Verantwortung für nachfolgende
Generationen verbindet, die Innovatio-
nen anregt und die  notwendige Wen-
de – hin zur Nutzung erneuerbarer
Energien –  sozial verantwortungs-be-
wusst gestaltet. Die  entsprechenden
Entscheidungen müssen in der näch-

sten Legislaturperiode fallen. Deswe-
gen wollen wir nach dem Volksbegeh-
ren nicht die Hände in den Schoß le-
gen, sondern einen neuen Vorstoß für
einen Energiedialog in Brandenburg
einleiten – rechtzeitig vor den Land-
tagswahlen und mit Blick auf die
nächs-te Legislaturperiode. Was kön-
nen Sie persönlich als nächstes tun?

 Wechseln Sie jetzt zu einem
Öko-Stromanbieter.

Das muss nicht teurer sein und ist
das allerwirksamste Mittel gegen die
Produktion von dreckigem Braun-
kohlestrom.

 Nutzen Sie die Landtagswahl
2009 in Brandenburg, um für eine
klimafreundliche Politik abzustim-
men.

Nicht alle Politiker unterstützen den
aktuellen weltfremden Kurs in der
Energiepolitik. 

 Unterstützen Sie die Umwelt-
verbände bei der Arbeit.

Bleiben Sie aktiv und informieren Sie
sich über die weitere Entwicklung. Es
gibt viele Möglichkeiten, weiter zu pro-
testieren. Verfolgen Sie den Verlauf
des Planverfahrens, das sich noch die
nächsten fünf bis sieben Jahre hinzie-
hen wird und das zahlreiche Inter-
ventionsmöglichkeiten bietet.

Thomas Nord,

Landesvorsitzender

DIE LINKE. Brandenburg

Auflösung Bilderrätsel
Das Kulturhaus in Ludwigsfelde, vie-
len noch bekannt als Klubhaus „Arthur
Ladwig“, wird dieses Jahr 50 Jahre
alt. Sehr viele schöne Erinnerungen
verbinden mich mit diesem Haus –
Chorauftritte (1970 sangen wir dort
Beethovens „Chorfantasie“), Konfe-
renzen, Kulturveranstaltungen zu den
verschiedensten Anlässen mit Chor,
Tanzgruppe und Agit-Prop-Gruppe
„Die Düsenfipse“, Theateraufführun-
gen, Vorträge in Raum 7/8 – um nur

einige zu nennen. Abitur-Bälle,
Jugendweiheveranstaltungen, Ehe-
schließungen - alles das und vieles
andere fand statt. Die o.g. Kultur-
gruppen hatten ihre Probenräume, Ein-
zel-Instrumentalunterricht.

Ich freue mich sehr darüber, dass in
der Stadtverordnetenversammlung
parteiübergreifend Einigkeit besteht,
das Haus in seiner jetzigen Funktion
zu erhalten.

Christa Zernick, Mellensee
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Gabi: Liebe Ingrid, am 08.02. hast

Du Deinen 70. Geburtstag gefeiert.

Dazu nochmals die herzlichsten

Glückwünsche. Ingrid, in 70 Jah-

ren ist viel geschehen. Lass uns

doch mal gemeinsam zurückblicken.

Ingrid: Danke für die Glückwünsche.
Geboren wurde ich knapp sieben Mo-
nate vor Ausbruch des 2. Weltkrieges.
Aufgewachsen bin ich in einer Arbei-
terfamilie – mein Vater war Hut-
arbeiter, meine Mutter Ausnäherin. Wir
wohnten bereits damals in Wolters-
dorf. So wurde ich durch den Krieg,
den mein Vater, eingesetzt als Sanitä-
ter, nicht überlebte, die sozialen Ver-
hältnisse und das Leben auf dem Dorf
geprägt.

Gabi: Wie wir alle wissen, bist Du

politisch sehr aktiv. Wo liegen die

Wurzeln Deines politischen Enga-

gements?

Ingrid: Die Woltersdorfer Schule be-
suchte ich von 1945 bis 1953. 1952
wurde ich die erste Freundschafts-
ratsvorsitzende der Pionierorganisation
dieser Schule. An der Gerhart-Haupt-
mann-Schule Luckenwalde war ich
Mitglied der GOL der FDJ, 1955 sogar
Delegierte des V. Parlaments. Ich habe
mich immer für politische Fragen in-
teressiert und bin in politische Verant-
wortung hineingewachsen. So war es
für mich logisch, schon mit 18 Jahren
den Antrag auf Aufnahme in die SED
zu stellen. Ich wollte mir keine Vortei-
le verschaffen, ich wollte mitgestalten.

Gabi: In unserer Partei bist Du

meistens an der Basis tätig gewe-

sen, und das ist bis heute so.

Ingrid: Das ist richtig. Ich war in ver-
schiedenen Funktionen tätig, in der
FDJ-Kreisleitung Forst/Lausitz, POS
Woltersdorf und an der EOS Lucken-
walde. Ab 1976 war ich dort Partei-
sekretär, durchaus kein Zuckerschlek-

ken. 1989 kam die große Enttäuschung.
Ich hatte es immer ehrlich gemeint. Die
Schwächen lagen im System, nicht bei
einzelnen. So hatte die damalige Par-
teiführung das Leben meiner Familie
und das vieler anderer an die Wand
gefahren.

Nach der „Wende“ bauten wir die
BO Woltersdorf auf, später dann die
BO Nuthe-Urstromtal, zu der zur Zeit
zwölf Parteimitglieder und acht Sym-
pathisanten gehören.

1993 wurde mir wegen angeblicher
IM-Tätigkeit gekündigt (sogar mit
Hausverbot für die Schule). Nach zwei
Jahren gerichtlicher Auseinanderset-
zung wurde zwar meine „Unschuld“
bewiesen, aber ich erhielt Berufsver-
bot. Durch eine zweijährige ABM ge-
langte ich dann mit Arbeitslosengeld
bis zur Rente. So füllte ich meine von
Arbeit freie Zeit mit dem Vorsitz im
Gebietsvorstand Luckenwalde, als
Kreisvorstandsmitglied, Mitarbeiterin
in unserer Redaktionskommission und
Gemeindevertreterin von Nuthe-Ur-
stromtal.

Gabi: Ich weiß, dass Du nicht nur

innerparteilich aktiv bist, sondern

auch im „normalen Leben“ gut zu

tun hast.

Ingrid: Ich lese sehr gern. Deshalb
bin ich in der Literaturgruppe des Hei-
matvereins Luckenwalde und des

Lesestübchens in Woltersdorf, wo wir
auch selbst Lesungen gestalten.

Außerdem sind Theater- und Kon-
zertbesuche ein beliebtes Hobby. Dazu
gehört auch die Gartenarbeit, die mir
viel Freude bereitet. Bis 1994 pflegte
ich über die Freundschaftsgesellschaft
Kontakte zur russischen Garnison im
Stalag. Daraus sind Freundschaften
entstanden, die bis heute halten.

Das schönste Hobby ist unsere Fa-
milie mit zwei Kindern und zwei En-
kelkindern.

Gabi: Was wünschst Du Dir für die

Zukunft?

Ingrid: Persönlich wünsche ich mir
natürlich körperliche und geistige Ge-
sundheit, um in der Familie noch eini-
ge Jubiläen feiern zu können. Auf po-
litischem Gebiet möchte ich noch ein
bisschen mitmischen, z.B. die fünf
Abgeordneten unserer Fraktion unter-
stützen sowie im Gemeindegebiet
Nuthe-Urstromtal 170 „LinksBlick“ an
die Leser bringen helfen. Ich wünsche
mir DIE LINKE noch mehr als
Ansprechpartner und Interessen-
vertreter der Bürger. Das muss öffent-
lich bekannt werden.

Politik sollte nicht nach Parteibuch
gestaltet werden, sondern nach den
Bedürfnissen der Mehrheit der Bür-
ger, also auch parteiübergreifend. Je-
der Genosse sollte so viel für DIE LIN-
KE leisten, wie er gesundheitlich dazu
in der Lage ist. So könnte sich die Ar-
beit besser verteilen.

Wir sollten immer ehrlich zueinan-
der sein und bedenken, dass Gleich-
gesinnte an unserer Seite stehen, kei-
ne Gegner. Das sollte immer den
Umgangston bestimmen.

DIE LINKE möge ohne Unterstel-
lungen und Verdrehung der Geschich-
te an ihrem Beitrag zum Wohle der
Gesellschaft gemessen werden.

Gabi: Liebe Ingrid, vielen Dank für

das Interview.

Eine von Uns

Ingrid Köbke

Gabi Pluciniczak

P.S.: Ich bedanke mich herzlich bei

allen, die mir zu meinem 70. Geburtstag

viel Gutes gewünscht und mich so

reichlich beschenkt haben. <
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Die Landtagsabgeordnete Kornelia Wehlan zu aktuellen Themen:

Wahlkreisbüro Kornelia Wehlan
Telefon u. Fax: 0 33 71 / 40 65 44

Erstmals gibt es in Brandenburg eine
reale Wechselstimmung. 56% der
Brandenburgerinnen und Brandenbur-
ger meinen, es sei Zeit für einen politi-
schen Wechsel. 41% sehen das nicht
so. Im Januar 2008 waren erst 50%
für einen Wechsel und 47% dagegen.
Interessant ist vor allem, das der
Wunsch nach einem Wechsel bei den
Wählerinnen und Wählern der LIN-
KEN von 65% auf 84% gestiegen ist
und bei denen der SPD von 31% auf
45%! Das belegt eine aktuelle Umfra-
ge des Meinungsforschungsinstituts
emnid, die die Brandenburger LINKE
in Auftrag gegeben hatte. Dazu wur-
den 1000 Brandenburgerinnen und
Brandenburger im Zeitraum vom
21.01. bis 06.02.2009 telefonisch be-

fragt.  Die Umfrage belegt außerdem
eine wachsende Unzufriedenheit mit
den politischen Verhältnissen. Das gilt
sowohl für das Land als auch für den
Bund. Die Landesregierung erreicht
in zentralen Politikbereichen besten-
falls durchschnittliche Schulnoten.

Besonders in der Kritik steht offen-
sichtlich die Politik des Niedriglohn-
standortes Brandenburg, die durch die
Landesregierung offensiv vertreten
wird. Zugleich lässt die Bindungskraft
der jetzigen Regierungskoalition aus
SPD und CDU nach. Nur noch 44%
der Brandenburgerinnen und Bran-
denburger finden, dass SPD und CDU
die Landesregierung bilden sollten. Im
Januar 2008 waren es noch 46%.
Schon damals weniger als SPD bzw.

CDU wählen wollen (zusammen 58%,
heute zusammen 57%). Ebenso wie
vor einem Jahr wollen 39% eine Re-
gierung aus SPD und DIE LINKE, 9%
eine Regierung aus LINKE und CDU
(2008 – 8%). Also eine wachsende
Mehrheit will eine andere Regierung
als die jetzige. Während die Zustim-
mung zu Rot-Rot in der Wählerschaft
bei der LINKEN unverändert bei sehr
hohen 85% (2008 – 87%) liegt, ist vor
allem die wachsende Zustimmung bei
der Wählerschaft der SPD interessant.
2008 waren 36% der SPD-Anhänger
für diese Variante und 59% für eine
weitere Koalition mit der CDU. Jetzt
sind 42% für Rot-Rot und noch 51%
für die Fortsetzung der jetzigen Koali-
tion. <

Wechselstimmung in Brandenburg

Neuregelung der Pendlerpau-
schale
Das Bundesverfassungsgericht hat im
Dezember 2008 entschieden, dass die
Neuregelung der Entfernungspau-
schale durch das Steueränderungsge-
setz 2007 mit den Anforderungen des
allg. Gleichheitssatzes des Art. 3 Abs.1
GG an eine folgerichtige Ausgestaltung
einkommenssteuerrechtlicher Belas-
tungsentscheidungen nicht vereinbar
und damit verfassungswidrig ist.
Der Gesetzgeber ist nunmehr ver-
pflichtet, rückwirkend zum 1. Januar
2007 die Verfassungswidrigkeit durch
Änderung der Rechtslage zu beseiti-
gen. Betroffen von der faktischen Kür-
zung der Entfernungspauschale waren
bundesweit ca. 15 Mio. Steuerpflich-
tige, wovon fast die Hälfte aufgrund
kürzerer Wegstrecken gar keine Kos-
ten für die Fahrten zwischen Wohnung
und Arbeit mehr absetzen können.
Auch viele Arbeitnehmer im Flächen-
land Brandenburg müssen sich immer
mehr den veränderten Anforderungen
des Arbeitsmarktes stellen und zum Teil

weite Anfahrten mit erheblichen Ko-
sten in Kauf nehmen.
Von den rund 860.000 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten pendeln
rund 67% (ca. 580.000) zur Arbeit in
andere Gemeinden, Landkeise oder
benachbarte Bundesländer.

Die Fraktion DIE LINKE. im Land-
tag Brandenburg fordert deshalb die
Landesregierung auf, sich auf Bundes-
ebene für eine zügige gesetzliche Neu-
regelung einer sozial gerechten und
ökologisch sinnvollen Entfernungs-
pauschale für Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte ab dem ersten
Kilometer einzusetzen.

Dabei soll eine Entschädigungs-
möglichkeit für Geringverdiener und
Berufstätige, die aufgrund ihrer gerin-
gen Einkünfte keine Einkommenssteu-
er entrichten, geschaffen werden.
Darüber hinaus ist auch die Absetz-
barkeit der Realkosten des ÖPNV für
Fahrten zwischen Wohnungs- und
Arbeitstätte zu gewährleisten, um die
Benutzung dieser Verkehrsmittel be-
sonders zu fördern.

Zur nächsten Landtagssitzung wird
die Fraktion DIE LINKE. im Landtag
Brandenburg unter anderem einen An-
trag zur generellen Entlastung der
Wohnungswirtschaft den Altschulden
in den ostdeutschen Bundesländern
einbringen. Außerdem beantragt die
Fraktion DIE LINKE den Investitions-
bedarf der Jugendbildungsstätten bei
der Umsetzung der finanziellen Mittel
aus dem Konjunkturpaket II zu berück-
sichtigen und diese in die Förderung
aufzunehmen.
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Am 11. Februar 2009 trafen sich alle
Mitglieder der Partei DIE LINKE zur
Gesamtmitgliederversammlung des
Wahlkreises 23 im Klubhaus Ludwigs-
felde, um ihren Kandidaten für die
Wahl zum 5. Landtag Brandenburg zu
nominieren.

Alle Anwesenden, es waren von 98
geladenen Mitgliedern 45  sowie sechs
Gäste anwesend, wurden von Wolf-
ram Burkhardt, Vorsitzender des Stadt-
verbandes DIE LINKE Ludwigsfelde,
begrüßt. Nach der Konstituierung der
Gesamtmitgliederversammlung stellte
sich unser Kandidat vor.

Peter Dunkel ist Vorsitzender der
Fraktion DIE LINKE in der Stadtver-
ordnetenversammlung Ludwigsfelde.

Bereits vor fünf Jahren hat er schon
einmal für den Landtag Brandenburg
kandidiert. Er möchte seine Erfahrun-
gen, die er in der Kommunalpolitik hat,
in die Arbeit im Landtag einbringen.
Oft wird der LINKEN von anderen
Parteien vorgeworfen, mit dem Leid
der Armen zu hausieren.

Doch die Arbeit der Fraktion in
Ludwigsfelde belegt, dass Erfolge
möglich sind. In der Stadtverordneten-
versammlung in Ludwigsfelde am 10.
Februar 2009 wurde eine Satzung zur
Übernahme der Kosten der Mittags-
versorgung für Kinder und Schüler in
der Stadt Ludwigsfelde beschlossen.
Wenn das kein Erfolg ist! Auch die De-
mokratie möchte Peter mehr in den

Vordergrund bringen, z.B. durch die
Einbeziehung von berufenen Bürgern
in die kommunalpolitische Arbeit. Auch
die Kinderarmut und die Bildungspoli-
tik in diesem Land fordern ihn heraus.
Von Jürgen Akuloff gab es eine über-
zeugende Für-Rede, so dass Peter
Dunkel von 43 Genossinnen und Ge-
nossen als Kandidat für die Landtags-
wahl 2009 bestätigt wurde. Herzlichen
Glückwunsch.

Als letzten Tagesordnungspunkt gab
uns Roland Scharp Informationen zur
Rentenkampagne der  LINKEN, die
ein Thema des Wahlkampfes sein wird.

Gabi Pluciniczak,

Berkenbrück

Unser Vertrauen für Peter Dunkel

Tina: In unserem letzten Gespräch

hast Du auf Migration als einen von

drei wichtigen Themenbereichen

verwiesen, um die sich linke Politik

in der Europäischen Union küm-

mern sollte. Warum?

Ralph: In der Migrationspolitik der
Europäischen Union brauchen wir eine
völlige Kehrtwende. Schon als Man-
fred Kanther 1993 Bundesinnenminis-
ter wurde, hat die damalige schwarz-
gelbe Regierung auf eine EU-weite
restriktive Politik in der Zuwanderung
gesetzt, die dann national umgesetzt
wurde.

Seit der ersten Regierung Berlusconi
im Jahr 1994 hat das konservative Ita-
lien eine (Anti-)Migrationspolitik be-
trieben, die mit dem Ausruf des lan-
desweiten Notstands im Juli
vergangenen Jahres ihren vorläufigen
Höhepunkt erreichte.  Ich nenne die-

Europawahlen 2009

Zur Europawahl 2009 sprach Tina Senst mit dem Stellvertretenden Kreisvorsitzenden,
Ralph Krech, der auch im Sprecherrat der Bundesarbeitsgemeinschaft Frieden und
Internationale Politik mitarbeitet.

se beiden Bespiele um zu verdeutli-
chen, dass bereits seit über zwanzig
Jahren in der EU und in den National-
staaten eine Politik der „Geschlosse-
nen Gesellschaft“ betrieben wird, die
eine schwere Bürde für unsere Zu-
kunft darstellt. Kulturelle und soziale
Armut sind nur eine der vielen negati-
ven Konsequenzen dieser Politik.
Wenn wir uns nicht zu einer Ein-
wanderungsgesellschaft bekennen,
werden wir bald feststellen, dass uns
unser Sozialsystem um die Ohren fliegt,
weil zu wenig Junge zu viele Alte ver-
sorgen müssen. Weil in unserer Ge-
sellschaft zu wenig Kinder geboren
werden, brauchen wir Menschen aus
anderen Ländern, die bei uns beschäf-
tigt sind und in unser Sozialsystem ein-
zahlen, damit es nicht kollabiert. Eine
Einwanderungspolitik mit Hirn, Herz
und Hand braucht EU-weite Koordi-
nation und Kooperation.

Tina: Warum könnte Deutschland

nicht allein handeln statt auf die trä-

ge EU zu warten?

Ralph: Die sogenannte „dritte Säule“,
also die Harmonisierung des Straf-
rechts innerhalb der EU, ist ein Be-
reich, der eng mit Migration zusam-
menhängt.

Eine restriktive Migrationspolitik be-
fördert auch zugleich illegale Migrati-
on. Menschenhandel und Schlepperei
sind mittlerweile integraler Bestandteil
Organisierter Kriminalität, zwischen-
zeitlich mit größeren Profiten als in der
Drogenkriminalität.

Tina: Zu den Bereichen Militarisie-

rung und dem Stopp der Massenar-

beitslosigkeit würden wir gern in der

nächsten Ausgabe etwas von Dir hö-

ren. Für heute danke ich Dir für die-

ses Gespräch. <



Seite 6 LinksBlick  März 2009

aus erster Hand von Maritta Böttcher

Wenn Obama den Nahostkonflikt
wirklich lösen will, kann Israel das
auch nicht dauerhaft verhindern.
Obwohl die Wahlen in Israel für
Netanjahu nicht den erwarteten Erfolg
gebracht haben, kann er wohl mit zwei
ziemlich rechten Parteien die Regie-
rung bilden. Das wäre eine Katastro-
phe. Israel braucht eine Regierung, die
ernsthaft einen Neuansatz in der Poli-
tik wagt. Wer Sicherheit für Israel will,
muss endlich den UNO-Beschluss von
1947 verwirklichen, der die Bildung des
Staates Palästina und des Staates Is-
rael vorsieht.

Menschen mit Europäischer Sozi-
alunion zurückgewinnen
Am 3. Februar wurde Sylvia-Yvonne
Kaufmann, stellvertretende Vorsitzen-
de der Linksfraktion im Europaparla-
ment, mit dem Bundesverdienstorden
geehrt. Gewürdigt wurden ihr Enga-
gement für die Werte und Prinzipien,
auf denen die europäische Einigung be-
ruht, und ihr beharrlicher Widerstand
gegen nationalistische Angriffe auf das
Europäische Projekt.

Ihre Vorschläge für Bürgerini-
titativen auf europäischer Ebene ha-
ben mit der Zustimmung durch den
zuständigen Ausschuss eine erste
wichtige Hürde genommen. Der eu-
ropäische Einigungsprozess müsse
„vor den Herrschenden geschützt wer-
den, die mit ihrer neoliberalen Politik
die europäische Integration gefährden
und nationalistischem Denken Tür und
Tor öffnen“, betont die Europa-Fach-
frau.

Die internationale Finanz- und
Wirtschaftskrise 2008/2009
Der Finanzmarkt-Kapitalismus und
seine neoliberale Ideologie sind ge-
scheitert. Wir befinden uns in einer tie-
fen Krise von Demokratie und Gesell-

schaft. Die öffentliche und demokra-
tische Kontrolle des gesamten Finanz-
systems muss jetzt durchgesetzt wer-
den. Die Kosten der Krise müssen
wesentlich von den Profiteuren des
Finanzmarkt-Kapitalismus getragen
werden. Deshalb fordert DIE LINKE
eine Vermögensabgabe auf höchste
und hohe Geldvermögen in Deutsch-
land (Milliardärs- und Millionärssteuer)
zur Finanzierung eines öffentlichen In-
vestitionsprogramms und zur Sicherung
der Existenz kleiner und mittlerer Un-
ternehmen.

»Konjunkturpaket« von Union
und SPD ist Beruhigungspille.
Das erste „Konjunkturpaket“ der Re-
gierung war eine Mogelpackung, das
zweite ist sozial unausgewogen und
wird nicht die versprochene Wirkung
entfalten. Der Glos-Rücktritt und die
Guttenberg-Berufung zeigt eine Regie-
rung, die keinen Plan zur Bewältigung
der Wirtschaftskrise hat. Union und
SPD waren schnell bei der Rettung von
Banken. Jetzt muss dringend mehr in
die Taschen derer, die wenig haben –
Hartz-IV-Empfänger, Rentner und
Studenten- , damit die Binnennach-
frage angekurbelt wird.

Steuermilliarden nicht zur Siche-
rung privater Renditeerwartungen
missbrauchen
Haben Union und SPD ihre Ankündi-
gung, Managergehälter auf 500.000
Euro begrenzen zu wollen, tatsächlich
umgesetzt? Auf entsprechende Nach-
fragen von Abgeordneten antwortet die
Bundesregierung nicht. Jeder Tag, an
dem sich die Große Koalition weiter
durchmogelt, ist ein schlechter Tag für
Deutschland. Deswegen müssen so-
ziale Alternativen auf den Weg ge-
bracht werden.

Ebenfalls versprochen hat die Re-
gierung den Stopp von Dividendenaus-
schüttungen, wenn staatliche Gelder in
Unternehmen fließen. DIE LINKE
ergreift jetzt die Initiative und lässt im
Bundestag namentlich darüber abstim-
men, bei staatlichen Hilfszahlungen
Dividenden ausschließlich zur Siche-
rung von Arbeitsplätzen oder zum Ab-
bau der öffentlichen Gelder zu ver-
wenden.

DIE LINKE unterstützt Großde-
monstrationen gegen Krisen-
politik des Bundes.
DIE LINKE gehört zu den Mitunter-
zeichnern des Aufrufs für die Groß-
demonstrationen am 28. März in Ber-
lin und Frankfurt/Main. Der
Parteivorstand hat Mitglieder, Sympa-
thisantinnen und Sympathisanten auf-
gerufen, sich an den Demonstrationen
unter dem Motto „Wir zahlen nicht für
eure Krise!“ zu beteiligen. <
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Zum 27. Januar – dem Jahrestag der
Befreiung des Vernichtungslagers
Auschwitz durch die Rote Armee –
fand im Bürgerhaus Wünsdorf ein Po-
diumsgespräch statt. Eingeladen wur-
de durch Zossens Bürgermeisterin,
Frau Schreiber, und die Stadtverord-
nete, Frau Michler. Gäste waren Frau
Weber vom Moses-Mendelsohn-Zen-
trum der Universität Potsdam, Herr
Hendrik Röder vom Brandenburg-
ischen Literaturbüro und MAZ-Re-
dakteur Frank Kallensee, der mode-
rierte. Circa 80 Zuhörer waren der
Einladung gefolgt.
Grundaussagen waren:

Wir alle, die wir hier sind, haben am
Verbrechen des Holocaust keine per-
sönliche Schuld; aber wir haben eine
Verantwortung dafür, wie damit um-
gegangen wird und dass so etwas nie
wieder passiert.

Deshalb ist es wichtig, ein Zeichen
zu setzen gegen jede Form von Anti-
semitismus und Rechtsradikalismus,
den wir leider auch in Zossen erleben.

Überall muss man denen gegenüber-
treten, die sagen: „Das hat es nicht
gegeben!“.

Das Erinnern muss inneres Bedürf-
nis werden bei den Menschen. Das ist
schwierig, da es die Erlebnisgeneration
nicht mehr gibt.

In der Diskussion ging es vor allem
darum, der Jugend diesen Teil unserer
Geschichte nahezubringen und sie zu
einer humanistischen Haltung zu erzie-
hen. Besonderen Beifall löste die Äu-
ßerung einer Mutter von vier Kindern
aus. Sie spricht privat zu Hause über
solche Probleme, erklärt ihren Stand-
punkt und setzt dadurch Maßstäbe.

Mir fiel dabei der Leitsatz eines gro-
ßen Pädagogen ein, der lautet: „Erzie-
hung ist Liebe und Vorbild.“ Wir muss-
ten auch vom Podium herab hören,
dass wir in der DDR ab den 50er Jah-
ren nichts über den Holocaust gehört
hätten. Das widerlegten jedoch Zuhö-
rer, die z. B. über Jugendweihefahrten
in ehemalige Konzentrationslager,
Filmbesuche von „Nackt unter Wöl-

Datum als Mahnmal

Christa und Günter Zernick

fen“, Gesprächsrunden mit Veteranen
aus eigenem Erleben berichteten. Dar-
über hinaus waren „Das Tagebuch der
Anne Frank“, der Film „Ehe im Schat-
ten“, Friedrich Wolfs „Professor
Mamlock“ u. v. m. Unterrichtsstoff in
den Schulen der DDR und allgemein
bekannt. Der Landrat, Herr Giesecke,
rief das Wirken der Hach-schara-Stät-
te in Ahrensdorf (bei Luckenwalde) in
Erinnerung, die jüdische Jugendliche
auf ihre Ausreise nach Palästina vor-
bereitet hatte und 1941 aufgelöst wor-
den war. Besorgnis wurde laut über
den wachsenden Antisemitismus nicht
nur als Randerscheinung. So sollte man
im Gaza- Konflikt beide Seiten be-
trachten. Ergebnis: Auch in Zossen gibt
es viele Initiativen zur Aufklärung und
zur Beschäftigung mit diesen Proble-
men,  man muss jedoch weiterhin alle
Möglichkeiten des Wirkens gegen
Rechtsextremismus und Antisemitis-
mus in der gesamten Gesellschaft nut-
zen.

Am 8. Februar 2009 fand vor der
Ernst-Thälmann-Gedenkstätte in
Ziegenhals die traditionelle Kundge-
bung statt, die an die letzte illegale Ta-
gung des ZK der KPD im Jahre 1933
erinnert.

Das Areal und die Gebäude machen
einen zunehmend verwahrlosten Ein-
druck, der Eigentümer und die Regie-
rung des Landes Brandenburg haben
kein Interesse daran, dass dieser au-
thentische Ort als Erinnerungsstätte für
das Wirken der KPD und deren Wi-
derstand gegen die Machtergreifung

der Nationalso-
zialisten erhal-
ten bleibt. Der
Freundeskreis
„Ernst-Thäl-
mann-Gedenk-
stätte“ e.V. en-
gagiert sich
seit Jahren in-

tensiv um den Erhalt des auch inter-
national immer mehr Beachtung fin-
denden authentischen Ortes. Ihr
Vorsitzender, Genosse Max Renkl, hob
in der Einschätzung der gegenwärti-
gen Lage hervor, dass auch die Partei
DIE LINKE auf allen Ebenen das An-
liegen des Vereins aktiv unterstützt. Die
Gedenkrede hielt der Herausgeber der
Zweiwochenzeitschrift „Ossietzky“,
Eckart Spoo. Mit eindringlichen Wor-
ten erinnerte er an die Tatsache, dass
die KPD als einzige Partei die wissen-
schaftlichen Grundlagen (Marx und

Engels) dafür besaß einzuschätzen,
welch gefährlichen Weg Deutschland
mit der nationalsozialistischen Herr-
schaft nimmt. Er erinnerte daran, dass
die Kommunisten den Nationalsoziali-
sten ernsthaften Widerstand entgegen-
setzten und wegen dieser Haltung als
Erste dem nationalsozialistischen Ter-
ror zum Opfer fielen. Seine Mahnung:
Wenn die Regierung des Landes Bran-
denburg die Gedenkstätte in Ziegen-
hals beseitigen will und im gleichen
Atemzug den Wiederaufbau der Gar-
nisonskirche (ein wahrhaftiges Sym-
bol für eine erzkonservative Politik) in
Potsdam unterstützt, schafft sie einen
günstigen Nährboden für das Erstar-
ken nationalsozialistischen Gedanken-
gutes. Kulturell wurde die Kundgebung
von der Brecht-Interpretin Gina
Pietsch und dem Pianisten Uwe
Streibel umrahmt.

Ziegenhals muss bleiben

M.G.
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Diana Golze hat das Wort
Eine Bundestagsabgeordnete aus

unserer Region

Kinderarmut per Gesetz ist ver-
fassungswidrig
DIE LINKE begrüßt die Entscheidung
des Bundessozialgerichts, nach der die
Hartz-IV-Regelleistungen für Kinder
gegen das Grundgesetz verstoßen.
Das ist eine Ohrfeige für die Regie-
rungen Merkel und Schröder. Nach-
dem die soziale Realität von Hartz IV
in den Gerichten  zur  Kenntnis ge-
nommen wird, fehlt diese Einsicht nur
noch aufseiten der Bundesregierung.
Bundesfamilienministerin Ursula von
der Leyen (CDU) – ihren Regierungs-
kollegen manchmal weit voraus – for-
derte jüngst den Bundesarbeitsminister
Olaf Scholz (SPD) auf, er möge einen
am Kindesbedarf orientierten Regel-
satz für Kinder errechnen lassen –
und sie hat Recht. Nur einen Tag spä-
ter –  im Kabinett –  wurde sie von
ihren Kollegen eingeholt. Für einen kur-
zen Moment hatte sie begriffen, dass
die Verfassungswidrigkeit der Höhe
der Kinderregelsätze in Hartz IV sonst
bald auch vom Bundesverfassungsge-

richt bestätigt werden wird. Eine
Karlsruher Blamage bliebe der Bun-
desregierung nur dann erspart, wenn
sie umgehend reagiert und dem spezi-
fischen Bedarf von Kindern endlich
Rechnung trägt, so wie es DIE LIN-
KE seit Langem fordert. Denn Kin-
der sind eine eigenständige Bevölke-
rungsgruppe mit eigenem Bedarf. Die
geringfügige Anhebung der Regel-
leistungen nach SGB II bzw. XII für
sechs- bis 13-jährige Kinder im Kon-
junkturpaket II ist dafür nicht ausrei-
chend, auch wenn Olaf Scholz dies be-
hauptet. Diese Erhöhung ist eine noble
Geste der Bundesregierung – mehr
aber nicht. Kinder und Jugendliche
unter sechs und über 13 Jahre in Hartz
IV gehen durch die Beschlüsse des
Konjunkturprogramms fast leer aus.
Eine altersspezifische Bedarfser-
mittlung für Kinder und Jugendliche ist
durch das Konjunkturpaket nicht ge-
lungen. Auch der Auftrag des Bundes-
rates, darin aktiv zu werden,  bleibt
unerfüllt. Es wird Zeit zu handeln! Bis

die Bundesregierung dem durch eine
transparente Ermittlung des Kindes-
bedarfs gerecht wird, sollte sich eine
altersspezifische Bedarfsermittlung für
Kinder und Jugendliche an dem orien-
tieren, was der Paritätische Gesamt-
verband vorgelegt hat.  Demnach müs-
sen bis Fünfjährige 276 Euro und
sechs- bis 13-Jährige 332 Euro statt
bisher 211 Euro erhalten, während 14-
bis 17-Jährige 358 Euro statt 281 Euro
bekommen sollten. Erforderlich ist zu-
dem eine sofortige Anhebung des Eck-
regelsatzes auf 435 Euro und dessen
regelmäßige Anpassung entsprechend
der Preisentwicklung.

Für ein menschenwürdiges Leben der
Familien hält DIE LINKE eine bedarfs-
orientierte Kindergrundsicherung für
unentbehrlich. <

Wer kennt das nicht? Bei einer friedli-
chen Demonstration gegen soziale und
gesellschaftliche Missstände wird die
Demonstration von der Polizei in ei-
nen Kessel genommen. Nach mehre-
ren Drohgebärden und Provokationen
kommt es zu Übergriffen vonseiten der
Polizei.

Die Demonstration wird aufgelöst
und nicht selten wird dabei brutale
Gewalt, wenn auch meistens nur von
vereinzelten Polizisten, eingesetzt.
Was manche für einen einmaligen
Vorfall halten, ist generelle Praxis bei
Demonstrationen, die nicht im Fokus
der breiten Öffentlichkeit stehen. So
sei an die große Anti-Hartz-IV-De-
monstration am 13.Oktober 2007 er-
innert, bei der Polizisten einer 50-Jäh-

rigen das Becken  brachen oder an die
G8-Demonstration in Heiligendamm,
wo Polizisten und Justiz mit Menschen-
rechtsverletzungen und viel Gewalt
versucht haben, jeglichen Protest zu
unterdrücken. Kein Polizist wurde
bisher dafür zur Rechenschaft gezo-
gen. Und selbst wenn die Robocops
von den eigenen Leuten gefilmt wer-
den, wie sie mehrere Journalisten bei
der 1.-Mai- Demonstration 2008 ver-
prügelten, ist eine Verfolgung derjeni-
gen sehr schwer.

Die Polizisten tragen nämlich nur eine
Hundertschaftennummer auf ihrem
Rücken, aber keine eindeutige, perso-
nell zugeordnete Nummer. Und selbst
diese Hunderschaftennummer wird bei
brenzligen Situationen wie beispiels-

weise beim G8 oder beim 1. Mai ein-
fach abgenommen, so dass Straftäter
in der Anonymität der grünen Unifor-
men verschwinden können und niemals
zur Rechenschaft gezogen werden.
Dagegen stellen wir uns als Links-
jugend[´solid] nicht nur, weil wir schon
zu oft Opfer von Polizeiübergriffen
geworden sind, sondern auch weil wir
Polizeibrutalität für einen Rechtsstaat
nicht als angemessen sehen.

Deshalb fordern wir eine individuel-
le Kennzeichnungspflicht für Polizei-
beamte, damit nicht wieder Demons-
tranten mit Quarzsandhandschuhen
malträtiert und misshandelt werden.
Denn Angst kann lähmen, wenn der
Rechtsstaat aussetzt!

Angst kann lähmen…

Linksjugend TF Nord
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Wir sind im Superwahljahr 2009 und
da kommt „Schwarzbuch Deutsch-
land. Handbuch der vermissten Infor-
mationen“ im Rowohlt-Verlag (Januar
2009) heraus.

Gute Bücher sind teuer (25.95 Euro),
aber dieses Buch ist wertvoll. Es passt
wie die Faust aufs Auge, es gibt die
Informationen, die unerhört viele Din-
ge in diesem Land als Fehlinformati-
on, Verzerrung, Aufbauschung oder
pure Lüge enttarnen.

Die Herausgeber, Walter van Ross-
um (bekannt und bespuckt für „Meine
Sonntage mit Sabine Christiansen“ und
ebenso als unmöglich bezeichnet „Die
Tagesschau – über die Unbegreif-
lichkeit der Welt in 15 Minuten“) und
Gabriele Gillen (u.a. von ihr schon
„Hartz IV – eine Abrechnung“) ha-
ben 31 ausgewiesene Autoren zu 39
Stichworten gewinnen können. Die
kann man natürlich nach Lust und Lau-
ne lesen oder einfach dem Tageslauf
eines Normalbürgers folgend: Wenn die
Stromrechnung kommt, dann Kapitel
„Energie“(Rüdiger Lietke, Politik-
wissenschaftler und Journalist, Köln))
mit sehr informativen Fakten zur Rol-
le und Wirkung der großen vier Olig-
archen im Sektor: RWE, Vattenfall,
EnBW und E.ON. Fahren wir gerade
im überfüllten unpünktlichen Regional-
express, empfiehlt sich das sehr erhel-

lende Kapitel „Bahnprivatisierung“
(Volker Bräutigam, freier Journalist
und ehemaliger Redakteur bei der „Ta-
gesschau“, Hamburg) und sehr bald
wird das Rollen der Räder von des
Lesers Grollen über diese Umstände
übertönt werden: Will doch der Gröbaz
(Größte Bahner aller Zeiten) Mehdorn
tatsächlich ein immer zu alimentieren-
des Gesamtgebilde aus Flugzeug,
LKW, Schiff und Schiene formen,
wenn in chauvinistisch hegemonialer
Zielstellung es darum gehen muss, dass
deutsche Waren und deutsche Bundes-
wehrkontingente gesteuert von deut-
scher Hand ungehindert weltweit ver-
kehren können.

Sollten sich Husten und Schnupfen
unser gerade bemächtigt haben, lohnt
auf alle Fälle das zügige Studieren des
Eintrages „Gesundheitswesen“
(Herbert Weißbrod-Frey, Leiter des
Bereiches Gesundheitspolitik beim
ver.di-Bundesvorstand Berlin). Der
gibt Ihnen Stoff für Entwarnung und
Wut zugleich wegen des hoch infek-
tiösen Beschisses: Die Kosten für das
Gesundheitswesen sind keineswegs
explodiert und daher Zuzahlungen und
Leistungsreduzierung gerechtfertigt,
sie sind seit vielen Jahren total stabil.
Der Ausgleich zwischen den Kranken-
kassen, speziell von den privaten ge-
leistet, dient nicht etwa der besseren

Leute legt zusammen und kauft Euch dieses Buch!
ländlichen Versorgung, z.B. im Osten,
sondern der Bezahlung der ärztlichen
Überversorgung in westdeutschen
Ballungsgebieten. Das muss man wis-
sen. Hatschi! – Gesundheit!

Gerade rechtzeitig auch im Jahr der
vielen Jubiläen und runden Gedenk-
tage,in denen nach Möglichkeit die
DDR als unbegreifliches historisches
Unwesen  darzustellen versucht wird,
kommt in seinem Beitrag „Rechtsstaat“
Helmut Kramer, Dr. jur. und von 1972
bis 1995 Richter an einem Oberlan-
desgericht, zu einem bemerkenswer-
ten Schlusssatz in seiner Abhandlung
„Nach dem Grundgesetz soll die
Bundesrepublik ein sozialer Rechts-
staat sein. In der Justizpraxis ist sie es
nicht“(Seite 486). Als hätten wir es
geahnt, wenn wir uns an Heiligen-
damm, den Prozess gegen die Koffer-
bomber oder das Schicksal von Murat
Kurnasz erinnern.

Es ist schon verblüffend: 31 Stim-
men, eine Meinung : Die Bundesrepu-
blik ist nicht so, sie tut nur so.

Das Buch hilft zu klären, wie wir das
Kreuz mit dem Kreuzchen-Setzen lö-
sen sollten. Mit dem Kreuz an der rich-
tigen Stelle!

Es herrscht nicht nur Finanzkrise,
sondern auch Produktions-, Politik-
und Demokratiekrise.

Frank Schubert, Langerwisch

Unter dem Motto:
„Nicht einsam – Gemeinsam gegen
Krieg und Sozialabbau“ rufen die
„Soziale Bewegung Land Branden-
burg (SBB)“ und die „Friedens-
koordination Potsdam (Friko)“ zur
vierten Brandenburger Demonstrati-
on  gegen Sozialabbau und zum
achten Potsdamer Ostermarsch auf.

Sonnabend, den 4. April 2009 um
14.00 Uhr in

Potsdam am Luisenplatz
(Brandenburger Tor) <

Brandenburg-Demo

54 Ja-Stimmen und eine Enthaltung -
das ist das Ergebnis der Gesamt-
mitgliederversammlung im Landtags-
wahlkreis 24.
Von den 55 anwesenden Mitgliedern
des Regionalverbandes Teltow-Flä-
ming Süd und des Stadtverbandes
Luckenwalde wählten in der Gaststät-
te „Zum Grafen Bülow" in Dennewitz
die Genossinnen und Genossen
Kornelia Wehlan zu ihrer und damit

Kornelia Wehlan gewählt
unserer Direktkandidatin im Land-
tagswahlkreis 24 zur Landtagswahl
2009.

Kornelia Wehlan wird also ihr bei der
letzten Landtagswahl souverän errun-
genes Direktmandat im Amt Dahme/
Mark, in den Städten Jüterbog und
Luckenwalde sowie den Gemeinden
Niederer Fläming und Niedergörsdorf
verteidigen können.

Landtagswahlen 2009

Felix Thier, Luckenwalde
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Wer sich für Bücher interessiert, kennt
den Namen Elmar Faber, zumindest
aus Artikeln im ND. Zu DDR-Zeiten
war er u.a. Cheflektor im Bibliogra-
phischen Institut Leipzig und Verleger
des Aufbau-Verlages Berlin. 1990
gründete er zwei neue Unternehmen:
den Aufbau-Taschenbuchverlag in
Berlin und den Verlag Faber & Faber
in Leipzig. Gewiss, der Leipziger Ver-
lag ist elitär und man muss bei einem
Besuch seinen Geldbeutel ganz fest-
halten. Faber ist ein Ästhet:

„Ein Buch ist mehr als bedrucktes
Papier. Es ist eine Schöpfung vieler
Zweige der angewandten Kunst, ohne
deren Leistung das geschriebene Wort
nicht voll zur Geltung gebracht wer-
den kann.“ Mit Interesse und Gewinn
las ich „Die Allmacht des Geldes und
die Zukunft der Phantasie, Betrach-
tungen zur Bücherwelt“ von Elmar
Faber. Faber ist tief in die Geschichte
der Herstellung und des Vertriebs von
Büchern eingedrungen. In den Kapi-

teln „Das Taschenbuch“, „Das Sach-
buch“, „Autoren und Verleger“ breitet
er eine Fülle historischer und aktueller

Details aus, die auch einen lesehungri-
gen Laien interessieren dürften.

Sehr gespannt war ich auf das Kapi-
tel „Was von den Träumen blieb ... Als
Verleger in der DDR. Ein Interview.“

Hat er seiner Vergangenheit abge-
schworen und ist zu einem nur auf Pro-
fit versessenen kapitalistischen Verle-
ger geworden? Nein, ganz und gar
nicht. Herzerfrischend, wie er seinen
Verleger abfertigt, der ihn durch pro-
vokante Fragen in die Ecke zu drän-
gen versucht und immer von den
„schweren Zeiten in der DDR“ spricht.
Auf die Feststellung (!) des Intervie-

Ein Buch über Bücher
wers, dass Dissidenten keinen Platz
im Verlagsprogramm hatten, antwor-
tet Faber: „Pauschale Vermutungen
oder Urteile sind an dieser Stelle die
Bügelhalter von Halbwahrheiten.“ An
anderer Stelle:  „Ich komme jetzt lang-
sam dahinter, dass Sie als historischer
Betrachter, als wieder eine Generati-
on danach, die damaligen Schlagworte
und Kampagnen ernster nehmen als
wir das als bewusst Beteiligte an je-
ner Zeit getan haben und dass Sie
andererseits gern einmal einen Bogen
um Realitäten machen.“

Faber verweist auf die Fülle heraus-
ragender Bücher, die der Aufbau-Ver-
lag herausgebracht hat. Die letzte Fra-
ge des Interviewers lautet: „Was wird
bleiben von der DDR-Literatur?“

Fabers Antwort: „Jetzt lebt die s.g.
DDR-Literatur ein wenig in Bedräng-
nis. Aber ,es ist gut in Bedrängnis zu
leben´, meinte eines Tages der alte
Montesquieu, ,das wirkt wie eine ge-
spannte Feder´.“

Renate Klettke

„Ursachen und Wirkung der Finanz-
krise“ war das Thema der Weiterbil-
dung, die am 21. Januar in der Ge-
schäftsstelle der LINKEN stattfand.
Als Referent war eingeladen Dozent
Dr. oec. habil. Ulrich Busch von der
Technischen Universität Berlin.

Es geht mir sicher nicht allein so.
Über die Finanzkrise wird viel gespro-
chen, aber verstehen können sie die
wenigsten.

Nach Dr. Busch gibt es dazu eine
Vielzahl von Erklärungen: Wissen fehlt,
Emotionen spielen eine große Rolle,
Fehlinformationen durch die Medien,
um nur einige zu nennen.

Was ist das Besondere an dieser
Krise, denn seit 1980 ist es die 61.
Bankenkrise. Jedes Jahr gehen ca.
zehn Bankenpleite.

Das Besondere an dieser Krise ist,
dass sie sich durch die Globalisierung
weltweit ausgebreitet hat. Besonders
betroffen sind die USA und Spanien.

Wir haben an diesem Abend auch
gelernt, dass sich diese Krise in drei
Stufen abspielt. Die erste Stufe im Jahr
2007 war die Geldkrise, gefolgt von der
Bankenkrise als zweiter Stufe bis Sep-
tember 2008 und als dritte Stufe folgt
die Währungskrise, die bisher schon
zwölf Länder getroffen hat, u.a. Is-
land, Ungarn, Polen und die Ukraine.
In dieser Situation gehen Währungen
verloren, das Land ist pleite. Zur Be-
ruhigung wurde uns gesagt, dass es den
Euro nicht betreffen wird.

Als Begründung, dass sich die Kri-
se von den USA auf Europa ausge-
dehnt hat, nannte Dr. Busch, dass in
den USA vier Banken gestützt wur-
den, aber Lehman Brothers wurde fal-
len gelassen. Und ausgerechnet bei
dieser Bank hatten viele Europäer ihr
Geld angelegt. Die Katastrophe war
nicht mehr aufzuhalten. Die Banken
geben keine Kredite mehr aus. Es
werden keine Kredite mehr aufgenom-

men. Der Vertrauensverlust ist sehr
groß. Die Folge davon ist: Die Wirt-
schaft stagniert. Genau das erleben
wir jetzt. In ca. zwei Jahren wird sich
das volle Ausmaß zeigen. Deshalb
sollten nachfolgende Aussagen der
Medien mit Distanz registriert werden:

- Jahrhundertkrise
- Finanzsystem kollabiert
- Ende des Wallstreetdollarregimes
- Ende des Neoliberalismus und des

Kapitalismus, um nur eine kleine Aus-
wahl zu nennen.

Für mich kaum nachvollziehbar war
die Aussage, dass die Spekulationen
mit fiktivem Kapital an der Börse ge-
rechtfertigt sind, solange spekulative
Überhöhungen und die Gier nach völ-
lig überhöhten Renditen nicht ins Un-
ermessliche steigen.

So funktioniert eben Kapitalismus
(oder auch nicht)!

So funktioniert Kapitalismus

Marianne Richter,

Luckenwalde
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lückwünsche

Herzliche Glückwünsche
senden die Basisorganisationen und

Vorstände den Jubilaren, die einen runden Geburtstag begehen

Günter Thiel in Malterhausen zum 75. Geburtstag am 11.03.

Gerhard Bieneck in Trebbin zum 85. Geburtstag am 20.03.

Ernst-Werner Uhlig in Jüterbog zum 65. Geburtstag am 21.03.

Günter Wach in Blankenfelde zum 70. Geburtstag am 24.03.

Annemarie Vlk in Neuheim zum 65. Geburtstag am 25.03.

Jutta Günther in Ludwigsfelde zum 80. Geburtstag am 29.03.

Erwin Hoberg in Werder zum 75. Geburtstag am 29.03.

Gerhard Weisigk in Luckenwalde zum 95. Geburtstag am 01.04.

Edgar Creutzburg in Ludwigsfelde zum 78. Geburtstag am 11.03.

Gerhard Buchmann in Ludwigsfelde zum 83. Geburtstag am 14.03.

Marlis Nimz in Ludwigsfelde zum 77. Geburtstag am 16.03.

Erich Drengner in Markendorf zum 88. Geburtstag am 22.03.

Wolfgang Hippauf in Jüterbog zum 74. Geburtstag am 22.03.

Rolf Sahrmüller in Großbeeren zum 71. Geburtstag am 22.03.

Harry Mehlfeld in Mahlow zum 73. Geburtstag am 23.03.

Rudolf Weide in Jüterbog zum 81. Geburtstag am 26.03.

Ursula Borrmann in Mahlow zum 87. Geburtstag am 28.03.

Werner Stahn in Sperenberg zum 82. Geburtstag am 29.03.

Irene Schinkel in Jüterbog zum 82. Geburtstag am 05.04.

Roswitha Ziebarth in Werder zum 82. Geburtstag am 10.04.

Herrmann Steffen in Blankenfelde zum 78. Geburtstag am 10.04.

Die Dresdner Altstadt versank damals
in Schutt und Asche. Die Schätzun-
gen liegen bei 30.000 bis 70.000 To-
ten. Dresden war militärisch unbedeu-
tend und hatte keine wichtigen
Rüstungsbetriebe. Dafür waren sehr
viele Flüchtlinge in Dresden.

Es war ein Terrorangriff, der die Be-
völkerung treffen und demoralisieren
sollte. Ich habe diese Zerstörung als
gerade zweijähriges Kind überlebt.
Viele Kinder starben an den Folgen
noch Tage und Wochen danach. Ich
selbst habe noch heute gesundheitli-
che Schäden davon. Der ganze Wahn-
sinn des Krieges hat sich in Dresden
und anderen Städten ausgetobt.

Dabei dürfen wir nicht vergessen,
dass in Guernica, Rotterdam, Coventry
und London Deutsche mit dieser Art
Kriegführung begonnen haben.

Meine Gedanken zu solchen Katas-
trophen formuliere ich folgenderma-
ßen:

Krieg löst keine Probleme, sondern
schafft größere neue. Die Unmensch-
lichkeit des Krieges darf nicht zu neu-
em Hass und nationaler Überheblich-
keit führen, sondern muss uns dazu
bringen, andere Völker zu achten und
mit ihnen freundschaftlichen Umgang
zu suchen. In Zentraleuropa ist es auch
teilweise Wirklichkeit geworden. Im
Osten Europas ist dieser Weg oft noch
sehr schwierig. Auf den anderen Kon-
tinenten unserer Erde toben teilweise
weiterhin schreckliche Kriege und wird
weiterhin Hass durch weltweite Mono-
polinteressen geschürt.

Dresden kann als gutes Beispiel für
den Abbau von Hass und Rachege-
danken gelten.

Die Ruine der Dresdener Frauen-
kirche habe ich als notwendige Mah-
nung gegen Krieg und Zerstörung ge-
sehen und den Wiederaufbau in alter
Pracht wollte ich nicht.

Die weltweiten Spenden und der
Aufbauwille der ehemaligen Kriegs-
teilnehmer haben mich aber doch zum
Nachdenken gebracht. Heute kann ich
in der neuen Frauenkirche ein starkes
Symbol der Versöhnung sehen. Jetzt
ist es wichtig, Zeichen gegen nationa-
le Überheblichkeit und rassistische
Verblendung in unserem Land zu set-
zen.

Der Aufruf, am 14. Februar des
Dresdener Weges zur Versöhnung zu
GEH DENKEN, findet meine volle
Unterstützung.

Dresden
am 13. Februar 1945

Rainer Weigt, Klein Schulzendorf
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18.03.09 14.00 Uhr
Redaktion

Geschäftsstelle Luckenwalde

30.03.09 17.00 Uhr
Kreistag Teltow-Fläming

Kreishaus Luckenwalde

05.03.09 17.30 Uhr
Regionalvorstand TF Süd

Geschäftsstelle Jüterbog

23.03.09 18.00 Uhr
Fraktionssitzung Kreistag TF

Kreishaus Luckenwalde

Termine

28.03.09 10.00 Uhr
Vertreterkonferenz zur Wahl des

Direktkandidaten zur Wahl zum

Deutschen Bundestag im Wahl-

kreis 61

Kreisgschäftsstelle DIE LINKE

Potsdam-Mittelmark

04.03.09 14.00 Uhr
Frauentagsfeier Gebiet Lucken-

walde

Genossenschaftliche

Begegnungsstätte Wüst
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14974 Ludwigsfelde, A.-Tanneur-Str. 17 Tel.: 0 33 78/51 06 53 o. 51 06 54
Spendenkonto: 363 302 7415
BLZ: 160 500 00 bei der MBS Potsdam
Redaktionsschluss: 11. Februar 2009, der nächsten Ausg.: 11. März 2009
Veröffentlichte Beiträge müssen nicht in jedem Fall mit der Meinung des Herausgebers
übereinstimmen. Leserbriefe und Zuschriften sind ausdrücklich erwünscht.
Herausgeber: DIE LINKE Kreisverband Teltow-Fläming, V.i.S.d.P.: Petra Haase

IMPRESSUM

Vortrag und Gespräch

Montag, 18. März 2009,

17.30 Uhr, Geschäftsstelle DIE

LINKE, Zinnaer Straße 36

in Luckenwalde

Prof. Ernst Bienert
referiert zum Thema:

Gute Arbeit - Gute Löhne -
Gute Rente

Wahlkonferenzen
Der Kreisvorstand DIE LINKE
Teltow-Fläming sowie die anderen be-
teiligten Kreisvorstände im Wahlkreis
61 berufen zur Wahl des Direkt-
kandidaten für die Wahl zum Deut-
schen Bundestag für den Wahlkreis 61
eine Vertreterkonferenz für Sonna-
bend, 28. März 2009, 10.00 Uhr nach
Belzig, Straße der Einheit 53, ein. Die
VertretetrInnen sind in den jeweiligen
Basisorganisationen oder Orts- bzw.
Stadtverbänden nach dem Schlüssel
1:10 zu wählen. Jede Struktur erhält
dabei ein Grundmandat. Gleiches gilt
für den Wahlkreis 62. Die Vertreter-
konferenz für den Wahlkreis 62 findet
am 25. April 2009 um 13.00 Uhr in
Potsdam statt. Über den Ort wird
nachträglich informiert. Auch hier gilt:
Die VertretetrInnen sind in den jewei-
ligen Basisorganisationen oder Orts-
bzw. Stadtverbänden nach dem Schlüs-
sel 1:10 zu wählen. Jede Struktur er-
hält dabei ein Grundmandat.
Die Vertreterkonferenz für den Wahl-
kreis 63 wurde für den 18. April um
10.00 Uhr in die Amtsstuben in

Am 1. Mai 2009 findet das 19. Familienfest der
Partei DIE LINKE Teltow-Fläming auf dem

Boulevard in Luckenwalde statt.

Auch in diesem Jahr freuen wir uns auf
Livemusik, Kaffee und Kuchen,

Infostände von Vereinen und
Verbänden sowie unsere beliebte Tombola.

Spenden können auf unser Konto überwiesen,

Sachspenden in den Geschäftsstellen abgegeben werden.

Allen Frauen

und Mädchen gra-

tuliert der Kreisvor-

stand DIE LINKE

Teltow-Fläming zum Internatio-

nalen Frauentag.

16.03.2009 19.00 Uhr
Kreisvorstand

Geschäftsstelle Luckenwalde

Schönefeld bei Berlin einberufen.Die
VertretetrInnen sind in den jeweiligen
Basisorganisationen oder Orts- bzw.
Stadtverbänden nach dem Schlüssel
1:10 zu wählen. Jede Struktur erhält
dabei ein Grundmandat. Die Vertre-
ter sollen bis zum 5. April gewählt
werden <

Am Sonntag, dem 19. April 2009, fin-
det um 11.30 Uhr an der Ernst-Thäl-
mann-Gedenkstätte in Ziegenhals eine
Kundgebung statt. Als Redner ist der
Vorsitzende des Deutschen Freiden-
ker-Verbandes, Klaus Hartmann, ge-
plant.

Kundgebung

Max Renkl, Freundeskreis "Ernst-

Thälmann-Gedenkstätte" e.V.

10.03.2009 18.30 Uhr
Koordinierungsrat

Geschäftsstelle Ludwigsfelde


